


 

 

Seite 2 von 9 wahrscheinlich, dass sich Nutzungsmöglichkeiten für künstliche Intelligenz auftun werden, die von den 

vorhandenen Regeln gar nicht oder jedenfalls nicht angemessen erfasst sind. Das dürfte weitere rechtliche 

oder zumindest politische Handlungsspielräume erschließen. Die Bundesrepublik sollte ihren rechtlichen 

und politischen Einfluss dann im Sinne von Innovationsfreundlichkeit geltend machen. 

 

Der AI-Act legt die Anwendung der Regeln zu erheblichen Teilen in europäische Hände. Für die meisten 

operativen Aufgaben sind nicht die Mitgliedstaaten zuständig, sondern das neu geschaffene AI Office (Art. 

64). Aus Wettbewerbsgründen ist das zu begrüßen. Ein starkes AI Office verhindert, dass Anbieter in 

Mitgliedstaaten abwandern, die eine weniger legalistische Verwaltungskultur haben. Für die (verbliebenen) 

Befugnisse der Mitgliedstaaten (Art. 28 - 37, 70, 74) sollte die Bundesrepublik die zuständigen Behörden 

schnell bestimmen und geeignet mit Mitarbeitern ausstatten. 

 

In einem hoch regulierten Umfeld ist es für Anbieter besonders wichtig, dass Klarheit über die 

Anforderungen und ihre Durchsetzung besteht. Deshalb ist zu begrüßen, dass die Kommission der 

Europäischen Union ermächtigt ist, Guidelines für die Anwendung des AI-Act zu formulieren (Art. 96). 

Die Bundesregierung sollte ihren Einfluss geltend machen, dass diese Guidelines schnell bekanntgemacht 

werden, und dass sie die Vorschriften des AI-Act in einer innovationsfreundlichen Weise interpretieren. 

 

Eine zusätzliche Herausforderung für Anbieter erwächst aus der parallelen Anwendbarkeit anderer 

europäischer und deutscher Regeln, etwa des Data Act, des Data Governance Act, und des deutschen 

Datenschutzrechts. Im Verwaltungsrecht gibt es seit langem das Institut der Konzentrationswirkung: für 

ein und dasselbe Vorhaben muss ein Antragsteller nicht mehrere parallele Genehmigungs- oder 

Überprüfungsverfahren durchführen. Vielmehr wird die Zuständigkeit bei einer Behörde konzentriert. Der 

Antragsteller erhält eine einzige Genehmigung, die alle Regeln umfasst. Solch eine Lösung sollte für die 

Anbieter künstlicher Intelligenz geschaffen werden. Sie sollte die Möglichkeit umfassen, ein Vorhaben 

vorab und verbindlich prüfen zu lassen, um Rechtssicherheit zu erhalten. 

 

Der AI-Act eröffnet Freiheitsgrade für open source Lösungen, ist dabei aber sehr restriktiv. Es gibt eine 

Ausnahme für "AI systems released under free and open source licences" (Art. 2 (12) ). Diese Ausnahme 

gilt jedoch nicht für Anwendungen, die als "high risk" klassifiziert sind. Der Katalog solcher Anwendungen 

ist weit gefasst. Dazu gehören z.B. auch für pädagogische Zwecke eingesetzte Anwendungen (Annex III 3 

b); Anwendungen, die Bewerbungen sichten (Annex III 4 a) oder Anwendungen, um Kreditwürdigkeit zu 

prüfen (Annex III 5 b). Vor allem ist aber weitgehend unklar, wie die Ausnahme für "general purpose AI 

models" und "general purpose AI systems" zu interpretieren ist. Deren Definition ist vage (Art. 3 (63), Art. 

3 (66)). Es liegt in der Natur einer "general purpose" Technologie, dass man vorher nicht weiß, für welche 

Zwecke sie verwendet wird. Darunter mögen auch Zwecke fallen, die normativ problematisch erscheinen. 

Die Bundesregierung sollte aber darauf dringen, dass die open source Ausnahme so großzügig wie möglich 
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Seite 3 von 9 interpretiert wird. Denn open source Angebote sind die realistischste Option für europäische Angebote. Das 

gilt insbesondere für open source Verfeinerungen von proprietären Modellen. Solches "fine tuning" eröffnet 

gute Chancen für europäische Anbieter (und ist oft entscheidend für die Leistungsfähigkeit eines 

domänenspezifischen Sprachmodells). 

 

Der Entwurf sieht "regulatory sandboxes" vor (Art. 3 (55), Art. 57). Ein Mitgliedstaat kann im Rahmen der 

sandbox auch "real world testing" zulassen (Art. 57 (5)). In dem im Übrigen recht restriktiven Rahmen des 

AI-Acts ist das eine der wichtigsten Möglichkeiten, um Innovation zuzulassen. Die Bundesregierung sollte 

schnell Regeln dafür schaffen, die zuständigen Behörden benennen und sie angemessen ausstatten. 

 

Wichtig sind außerdem die Sonderregeln für kleine und mittlere Unternehmen. Insbesondere sind für sie 

die Dokumentationspflichten erleichtert (Art. 11 (1), Art. 62 f.), sie erhalten bevorzugten Zugang zu 

regulatory sandboxes (Art. 57 (9) (e), Art. 62 (1) (a)) und zu Standardisierungsgremien (Art. 62 (1) (d)). 

Für sie gelten geringere Gebühren (Art. 62 (2)). Das AI Office soll für diese Unternehmen "standardized 

templates" vorbereiten (Art. 62 (3) (a)). Es wird darauf ankommen, dass diese Regeln in einem 

innovationsfreundlichen Geist gelebt werden. 

 

Schließlich gibt es eine Ausnahme von zahlreichen Regeln für Forschung und Entwicklung (Art. 2 (8), s. 

auch Art. 3 (63). "Testing in real world conditions" ist von dieser Ausnahme allerdings nicht umfasst (Art. 

2 (8)). Deshalb wird sie nur eine begrenzte innovationsfördernde Wirkung entfalten können. 

 

Angesichts der sich abzeichnenden regulatorischen Hemmnisse und der positiven Produktivitätseffekte 

erscheint es dem Beirat besonders wichtig, dass die Bundesregierung die Nutzung von KI-Technologien in 

der deutschen Wirtschaft effektiv unterstützt, beispielsweise durch den schnellen Ausbau der 

Glasfasernetze, den Aufbau leistungsfähiger Rechenzentren und die Bereitstellung verknüpfbarer Daten. 

Dass Deutschland und Europa hinter anderen Ländern herhinken, liegt nicht nur an der Unsicherheit über 

das Regelungsumfeld, sondern auch an der unterentwickelten Infrastruktur. 

 

Nach Art. 112 soll der AI-Act von der Kommission evaluiert werden. Die Bundesregierung sollte darauf 

dringen, dass die Kommission die Evaluation unmittelbar vorbereitet und dafür sorgt, dass belastbare Daten 

erhoben werden. Besonderes Augenmerk sollte auf der Frage liegen, ob der AI-Act europäischen Anbietern 

genügend Raum zur Entwicklung eigener Angebote lässt. Es wäre alarmierend, wenn der ohnehin sehr 

kleine Marktanteil europäischer Anbieter nach dem Inkrafttreten des AI-Act noch weiter zurückgeht. 

 

Der Beirat kommt zu folgenden Schlussfolgerungen und Empfehlungen: 
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Seite 4 von 9 1. Die Gefahr ist ernst zu nehmen, dass europäische Angebote von Techniken künstlicher Intelligenz 

(und insbesondere von generativer AI, die auf Sprachmodellen beruht), nach dem Inkrafttreten des 

AI Act noch weiter zurückgehen und dass in Europa keine neuen innovativen Angebote entwickelt 

werden. 

2. Der wichtigste Beitrag des AI-Act zur Innovation ist Rechtssicherheit. Die Bundesregierung sollte 

deshalb darauf dringen, dass Guidelines für die Anwendung der Regeln schnell entwickelt werden. 

3. Die Bundesrepublik sollte für Vorhaben, die unter den AI-Act fallen, ein einziges 

Verwaltungsverfahren mit Konzentrationswirkung schaffen.  

4. Durch eine großzügige Auslegung und Anwendung der Vorschriften über open source Angebote, 

für regulatory sandboxes und für kleine und mittlere Unternehmen sollten Freiräume für Innovation 

eröffnet werden. 

5. Die Bundesrepublik sollte darauf achten, dass die geplante Evaluation des AI-Act angemessen 

vorbereitet wird. Besondere Bedeutung wird den Effekten auf die Marktanteile europäischer 

Anbieter zukommen. 

6. Die Bundesrepublik sollte Innovation im Bereich künstlicher Intelligenz dadurch fördern, dass sie 

eine bessere Infrastruktur schafft. 

 

 
Mit freundlichen Grüßen  
 

Professor Dr. Eckhard Janeba 

(Vorsitzender des Wissenschaftlichen Beirats) 
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